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Votum

Anonymisierte Fassung zur Veröffentlichung – in eckige Klammern gesetzte
Informationen sind zum Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen verfremdet.

Leitsatz:

Die Verlegung einer neuen Leitung zur Anbindung einer Anlage
i. S. d. EEG 2004 an das Netz des anschluss- und abnahmeverpflich-
teten Netzbetreibers kann sich dann als Netzausbaumaßnahme dar-
stellen, wenn der Netzverknüpfungspunkt am Grundstück des An-
lagenbetreibers liegt und die neue Leitung die Funktion einer zuvor
bestehenden, im Zuge der Netzanbindung stillgelegten Leitung zur
allgemeinen Versorgung übernimmt.

In dem Votumsverfahren

1. . . .
– Anspruchstellerin –

2. . . .
– Anspruchsgegnerin –

erlässt die Clearingstelle EEG durch den Vorsitzenden Dr. Lovens und die Mitglieder
Lucha und Puke am 9. April 2009 folgendes Votum:

Die Anspruchstellerin hat gegen die Anspruchsgegnerin einen Anspruch
auf Erstattung der Kosten i. H. v. [12 000,00e] (netto), welche ihr im Zu-
sammenhang mit dem Anschluss der in [S. . . ], [. . . ], errichteten Anlage
zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie an das Netz der
Anspruchsgegnerin entstanden sind.
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1 Tatbestand

Die Anspruchstellerin betreibt seit 2006 eine Fotovoltaikanlage in [S. . . ], [. . . ], mit
einer Leistung von 48 kWp. Vor dem Anschluss der Anlage wandte sich die An-
spruchstellerin an die Anspruchsgegnerin und bat um die Erstellung eines Angebo-
tes für den Anschluss der Anlage an das Niederspannungsnetz der Anspruchsgeg-
nerin. Diese teilte der Anspruchstellerin mit Schreiben vom 8. August 2006 mit,
dass ein Anschluss am Hausanschluss [R. . . 5] aus netztechnischen Gründen entspre-
chend den „Richtlinien für den Parallelbetrieb von Eigenerzeugungsanlagen mit dem
Niederspannungsnetz des Elektrizitätsversorgungsunternehmens (4. Ausgabe 2001)“
nicht möglich sei. Ergänzend hat die Anspruchsgegnerin im Schreiben vom 1. Ok-
tober 2008 an die Clearingstelle EEG ausgeführt, dass eine Verstärkung des Leiter-
querschnitts der bestehenden Niederspannungsfreileitung über den Dachständer des
Hauses [R. . . 6] aus statischen Gründen nicht möglich sei. Die Anspruchstellerin ist
dem nicht entgegengetreten. Die Anlage müsse, so die Anspruchsgegnerin im Schrei-
ben vom 8. August 2006 weiter, ab der geplanten Mastabführung am Tragmast Nr. 21
des Niederspannungsortsnetzes [. . . ] bei [S. . . ] über ein ca. 165 m langes Erdkabel
(„4 x 150 mm2 AL“1) angeschlossen werden. Hierzu unterbreitete die Anspruchsgeg-
nerin der Anspruchstellerin mit gleichem Schreiben ein Angebot über [12 000,00 e]
(netto), in dem es u. a. hieß:

„Abweichend von § 13 Abs. 1 EEG vereinbaren wir, dass unabhängig
vom Eigentum und der Lage des Verknüpfungspunktes die Anschluss-
kosten von Ihnen zu tragen sind.“

Die Anspruchstellerin erklärte mit Schreiben vom 25. August 2006, dass sie mit einer
vollumfänglichen Kostenübernahme nicht einverstanden sei. Mit gleichen Schreiben
unterbreitete die Anspruchstellerin der Anspruchsgegnerin ein Angebot, wonach sie
die Kosten ohne Anerkennung einer Rechtspflicht zunächst als Darlehen tragen wol-
le und die Anspruchsgegnerin diese nach Klärung der Rechtslage unter angemessener
Verzinsung ggf. zurückzuerstatten habe. Dieses Angebot lehnte die Anspruchsgeg-
nerin mit Schreiben vom 18. September 2006 ab und unterbreitete zugleich ein neues
Angebot mit drei Anschlussvarianten. Mit Datum vom 25. September 2006 nahm die
Anspruchstellerin das Angebot in der Variante 1 an (nachfolgend auch bezeichnet als
„Anschlussvertrag“). Unter anderem heißt es in der Beschreibung der vereinbarten
Variante 1:
1Gemeint ist offenbar: „Al“.
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„Erstellung eines neuen Hausanschlusses . . . über Niederspannungserd-
kabel 1 x 4 x 150 mm2 ab der geplanten Mastabführung im Ortsnetz [. . . ]
bei [S. . . ] inklusive Hausanschlusskasten 2 x 3 x NHOO und Sicherun-
gen. Im Gegenzug wird der bestehende Freileitungsanschluss . . . stillge-
legt. Bis zu den kundenseitigen Klemmen des Hausanschlusskastens wird
die Anschlussanlage von uns erstellt und nach Inbetriebnahme in unser
unterhaltspflichtiges Eigentum übernommen. Kommen laut § 10 Abs. 6
AVBEltV innerhalb von 5 Jahren nach Herstellung des Hausanschlusses
weitere Anschlüsse hinzu und wird der Hausanschluss dadurch zum Be-
standteil des Verteilungsnetzes, werden wir die Kosten neu aufteilen und
Ihnen die Anschlusskosten anteilig . . . erstatten. . . . Da sich der Verknüp-
fungspunkt und der Ort der Zählung auf Ihrem Anwesen befindet, kann
auf die Erhebung eines Verlustabschlages verzichtet werden. . . . Als Ei-
gentumsgrenze gelten die abgangsseitigen Klemmen der Hausanschluss-
kästen. . . “

Die Kosten wurden – wie im Angebot vom 8. August 2006 – mit [12 000,00 e]
(netto) beziffert. Im Angebot vom 18. September 2006 wurde die noch im Angebot
vom 8. August 2006 enthaltene Formulierung, wonach abweichend von § 13 Abs. 1
EEG 2004 unabhängig vom Eigentum und von der Lage des Verknüpfungspunktes
die Anspruchstellerin die Kosten zu tragen habe, gestrichen.

Mit Schreiben vom 10. Oktober 2006 erklärte die Anspruchstellerin gegenüber der
Anspruchsgegnerin:

„Das Angebot vom 18. September 2006 mit der Variante 1, ohne den ver-
wendeten Zusatz »Abweichend von § 13 Abs. 1 EEG vereinbaren wir,
dass unabhängig vom Eigentum und der Lage des Verknüpfungspunk-
tes die Anschlusskosten von Ihnen zu tragen sind.« nimmt der unter-
zeichnende Kunde an, verpflichtet sich zur Zahlung unter Vorbehalt der
Nachprüfung der Anschlusskosten und erteilt somit der [Anspruchsgeg-
nerin] den Auftrag, die Anschlussanlage zu erstellen.“

Der Passus

„unter Vorbehalt der Nachprüfung“

wurde durch die Anspruchstellerin handschriftlich ergänzt. Mit Schreiben vom 4. De-
zember 2006 erklärte die Anspruchstellerin, den o. g. Betrag zzgl. Umsatzsteuer „ge-

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW – Gesellschaft für angewandtes Recht der
Erneuerbaren Energien mbH, GF: Christine Lucha. Unter http://www.clearingstelle-eeg.de/VotV/2008/24 können Sie dieses
Dokument herunterladen.

3

http://www.clearingstelle-eeg.de/VotV/2008/24


mäß unserer Abmachung vom 10. Oktober 2006 unter dem Vorbehalt der Nachprü-
fung“ überwiesen zu haben.

Die Anspruchsgegnerin führte den Anschluss in der Variante 1 durch.

Die Anspruchstellerin ist der Ansicht, dass es sich um Kosten des Netzausbaus han-
dele, für die die Anspruchsgegnerin aufzukommen habe und verweist u. a. auf Recht-
sprechung des BGH und des OLG Hamm.

Die Anspruchsgegnerin ist der Meinung, dass die Kosten als Netzanschlusskosten
von der Anspruchstellerin zu tragen seien. Technisch und wirtschaftlich günstigster
Netzverknüpfungspunkt sei der Tragmast Nr. 21. Die Leitung zwischen dem Anwe-
sen der Anspruchstellerin und diesem Netzverknüpfungspunkt diene dem Netzan-
schluss.

Hinsichtlich der Kosten der verschiedenen Netzverknüpfungsvarianten machte die
Anspruchsgegnerin zunächst im Schreiben vom 1. Oktober 2008 an die Clearing-
stelle EEG geltend, dass die Variante 1 die teuerste Verknüpfung dargestellt habe,
diese aber von der Anspruchstellerin gewählt worden sei. Dem trat die Anspruch-
stellerin im Schreiben vom 31. Oktober 2008 an die Clearingstelle EEG entgegen;
Variante 1 habe keine Mehrkosten verursacht und sei im Übrigen von Anfang an von
der Anspruchsgegnerin als die technisch günstigste Verknüpfung angeboten worden.
Hierauf erwiderte die Anspruchsgegnerin mit Schreiben vom 12. November 2008 an
die Clearingstelle EEG, dass einerseits zwar Variante 1 die „teuerste Lösung“ gewe-
sen sei, andererseits aber erklärte die Anspruchsgegnerin, dass Variante 1 „unter dem
Aspekt einer technisch guten und schnellen Realisierung des Anschlusses gewählt“
wurde. Weiter heißt es:

„Zu berücksichtigen ist, dass Variante 2 und 3 . . . noch weitere, umfang-
reiche Kosten hervorgerufen hätte. Diese zusätzlichen Kosten, die die
Anspruchstellerin zu tragen gehabt hätte, können wir nicht beurteilen.
Wir gehen davon aus, dass aus einer Gesamtkostenbetrachtung dennoch
der Anschluss über Variante 1 den technisch und wirtschaftlich günstigs-
ten Verknüpfungspunkt darstellt.“

Die Anspruchstellerin widersprach dem nicht.

Mit inhaltsgleichen Anträgen jeweils vom 1. September 2008 haben sich die An-
spruchstellerin und die Anspruchsgegnerin an die Clearingstelle EEG gewandt und
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beantragt, ein Votumsverfahren gemäß §§ 26 ff. VerfO2 durchzuführen. Beide Par-
teien wünschten keine Hinzuziehung einer nichtständigen Beisitzerin oder eines
nichtständigen Beisitzers von einer der im Anhang, Teil A, der VerfO genannten
Interessengruppen. Beide Parteien stimmten einem schriftlichen Verfahren zu.

Mit Beschluss vom 19. September 2008 hat die Clearingstelle EEG das Votumsver-
fahren angenommen. Die durch die Clearingstelle EEG zu begutachtende Frage lau-
tete:

Hat die Anspruchstellerin gegen die Anspruchsgegnerin einen Anspruch
auf Erstattung der Kosten i. H. v. [12 000,00e] (netto), welche ihr im Zu-
sammenhang mit dem Anschluss der in [S. . . ], [. . . ], errichteten Anlage
zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie an das Netz der
Anspruchsgegnerin entstanden sind ?

2 Begründung

2.1 Verfahren

Das Verfahren ist gemäß den Vorschriften der VerfO der Clearingstelle EEG zustan-
degekommen und durchgeführt worden.

Die Clearingstelle EEG hat das Verfahren gemäß § 27 Abs. 1 Satz 1 VerfO nach dem
übereinstimmenden Antrag der Parteien auf Einleitung eines Votumsverfahrens an-
genommen.

Die Besetzung der Clearingstelle EEG ergibt sich aus §§ 26 Abs. 2 Sätze 1 und 4, 26
Abs. 1 Satz 1, 2 Abs. 1 Satz 1 VerfO. Gemäß § 26 Abs. 1 Satz 1 VerfO ist die Clea-
ringstelle EEG zwar grundsätzlich als Kammer, d. h. gemäß § 2 Abs. 5 VerfO mit
ihren Mitgliedern und zwei nichtständigen Beisitzerinnen bzw. Beisitzern besetzt.
Die Parteien machten von der Möglichkeit, gemäß § 26 Abs. 2 Satz 1 VerfO eine
nichtständige Beisitzerin oder einen nichtständigen Beisitzer zu dem Verfahren hin-
zuziehen, keinen Gebrauch, so dass es gemäß § 26 Abs. 2 Sätze 1 und 4 VerfO nicht
zur Hinzuziehung von nichtständigen Beisitzerinnen oder Beisitzern gekommen ist.
Die Clearingstelle EEG ist daher mit dem Vorsitzenden und den zwei ständigen
Beisitzern besetzt.
2Verfahrensordnung der Clearingstelle EEG v. 1. Oktober 2007, in der Fassung der Änderung vom
12.12.2007, abrufbar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/verfahrensordnung.
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Den Parteien ist gemäß §§ 28, 20 Abs. 1 Satz 1 VerfO Gelegenheit zur Stellungnahme
gegeben worden. Sie wünschten ein schriftliches Verfahren, §§ 28, 20 Abs. 2 VerfO.
Die Beschlussvorlage für das vorliegende Votum hat gemäß §§ 28, 24 Abs. 5 VerfO
i. V. m. dem Geschäftsverteilungsplan der Clearingstelle EEG der Vorsitzende der
Clearingstelle EEG Dr. Lovens erstellt.

2.2 Würdigung

Die Anspruchstellerin kann die geleistete Zahlung für das verlegte Erdkabel nach
den Grundsätzen der ungerechtfertigten Bereicherung, § 812 Abs. 1 Satz 1 BGB3, von
der Anspruchsgegnerin zurückfordern, weil die Leistung ohne Rechtsgrund erfolg-
te. Die Anspruchsgegnerin hat gemäß § 13 Abs. 2 Satz 1 EEG 2004 die notwendigen
Kosten in Höhe von [12 000,00 e], die durch den Anschluss der Fotovoltaikanla-
ge der Anspruchstellerin entstanden sind, zu tragen, weil es sich bei der Verlegung
des Erdkabels um einen nur infolge des Neuanschlusses der Anlage erforderlichen
Netzausbau im Sinne von § 4 Abs. 2 EEG 2004 handelt.

Die Anspruchsvoraussetzungen für den Ausbau des Netzes – im Einzelnen, dass

1. die Verknüpfung zwischen Anlage und Netz im Netz der Anspruchsgegnerin
zu erfolgen hat (§ 4 Abs. 2 Satz 1 EEG 2004),

2. das Ausbaubegehren sich auf Einrichtungen des Netzes (§ 3 Abs. 6 EEG 2004),
nicht aber auf Anschlusseinrichtungen, welche gem. § 13 Abs. 1 EEG 2004 vom
Anlagenbetreiber zu tragen sind, bezieht,

3. das Netz erst nach einen Ausbau für die Abnahme des Stroms technisch geeig-
net ist,

4. der Netzausbau wirtschaftlich zumutbar ist –

lagen vor (dazu unter 2.2.1). Eine von der gesetzlichen Kostentragung abweichende
vertragliche Vereinbarung bestand nicht (dazu unter 2.2.2). Die Anspruchsgrundlage
für die Rückforderung ergibt sich aus § 812 Abs. 1 Satz 1 1. Alt. BGB (dazu unter
2.2.3).
3Bürgerliches Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 02.01.2002, BGBl. 2002 I, S. 42,
2909; 2003 I, S. 738, zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 10.12.2008, BGBl. I S. 2399.
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2.2.1 Zu den einzelnen Anspruchsvoraussetzungen

Unstreitig kommt hier nur das Netz der Anspruchsgegnerin zur Netzverknüp-
fung in Betracht. Unstreitig ist ferner, dass die realisierte Variante 1 die technisch
und wirtschaftlich günstigste Verknüpfungsmöglichkeit darstellte. Die Behauptung
der Anspruchsgegnerin, Variante 1 sei die „teuerste“ Verknüpfung, bezieht sich of-
fenkundig nur auf die ihr entstehenden Kosten; wie die Anspruchsgegnerin selbst
in ihrem Schreiben vom 12. November 2008 festgestellt hat, wären durch die Vari-
anten 2 und 3 weitere Kosten bei der Anspruchstellerin entstanden, so dass bei ei-
ner gesamtwirtschaftlichen Betrachtung unter Einbeziehung der Kosten sowohl von
Anlagen- als auch Netzbetreiber4 die Variante 1 die gesamtwirtschaftlich günstigste
Variante war. Dass diese Verknüpfung auch die technisch günstigste Möglichkeit zur
Netzanbindung darstellte, war stets unstreitig.

Die Variante 1 stellt sich als Maßnahme des Netzausbaus im Sinne von §§ 13 Abs. 2
Satz 1, 4 Abs. 2 EEG 2004 dar, weil Netzverknüpfungspunkt hier der Hausanschluss
der Anspruchstellerin ist, so dass das neuverlegte Erdkabel zwischen dem Hausan-
schluss und der Maststation 21 Teil des Netzes ist, welches nur infolge der neu ange-
schlossenen Anlage der Anspruchstellerin ausgebaut wurde.

Die Abgrenzung von Netzanschluss und Netzausbau ergibt sich nicht ausdrück-
lich aus dem Gesetz. Aus § 4 Abs. 2 Satz 4 EEG 2004 lässt sich entnehmen, dass es
sich zumindest dann um Netzausbau handelt, wenn die Maßnahme „für den Betrieb
des Netzes notwendige technische Einrichtungen“ betrifft. Im Umkehrschluss dar-
aus wie auch aus § 13 Abs. 1 Satz 1 EEG 2004 ergibt sich, dass Netzanschluss vorliegt,
wenn es sich um Einrichtungen zwischen der Anlage und dem Verknüpfungspunkt
der Anlage mit dem Netz – also grundsätzlich um Maßnahmen außerhalb des Net-
zes des Netzbetreibers – handelt. Vereinfacht gesagt, gehören also Maßnahmen, die
vor dem Netzverknüpfungspunkt durchgeführt werden, zu dem vom Anlagenbetrei-
ber zu tragenden Netzanschluss, Maßnahmen, die hinter dem Netzverknüpfungs-
punkt erfolge, zu dem vom Netzbetreiber zu tragenden Netzausbau.5 Die umstrit-
tene Frage, wie Maßnahmen unmittelbar am Netzverknüpfungspunkt einzuordnen
sind, bedarf vorliegend keiner Entscheidung. Anhaltspunkte für die Unterscheidung
Netzanschluss und Netzausbau können nach dem § 4 Abs. 2 Satz 4 EEG 2004 zu-
4Zur Einbeziehung aller Kosten in die gesamtwirtschaftliche Betrachtung siehe BGH, Urt. v.
10.11.2004 – VIII ZR 391/03, http://www.bundesgerichtshof.de, zuletzt besucht am 22.10.2008, S. 13 f.

5Vgl. BGH, Urt. v. 18.07.2007 – VIII ZR 288/05, Rn. 34, http://www.bundesgerichtshof.de, zuletzt
besucht am 22.10.2008.
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grundeliegenden Rechtsgedanken die Eigentumsverhältnisse an den neu zu schaffen-
den Anlagen bieten: Gehören Einrichtungen dem Netzbetreiber, kann dies darauf
hindeuten, dass es sich um Netzausbau handelt; gehören sie dem Anlagenbetreiber,
kann dies für Netzanschluss sprechen.6 Für die Beantwortung der Frage, ob es sich
um Maßnahmen im Netz oder davor handelt, ist gemäß der Definition in § 3 Abs. 6
EEG 2004, wonach das Netz

„. . . die Gesamtheit der miteinander verbundenen technischen Einrich-
tungen zur Übertragung und Verteilung von Elektrizität für die allge-
meine Versorgung“

ist, eine funktionale Betrachtung vorzunehmen. Hat demnach die Maßnahme allein
die Funktion, den Strom aus der Anlage zum Netz zu leiten, handelt es sich um
Netzanschluss; dient die Maßnahme dazu, den Strom im Netz zu verteilen, handelt
es sich um Netzausbau.

Nach diesen Maßstäben handelt es sich hier um eine Maßnahme zum Ausbau des
Netzes der Anspruchsgegnerin, weil der Netzverknüpfungspunkt auf dem Grund-
stück der Anspruchstellerin lag und das neuverlegte Kabel nicht nur dazu diente,
den Strom aus der Fotovoltaikanlage der Anspruchstellerin aufzunehmen, sondern
auch dazu, über den Ersatz für den ursprünglich bereits bestehenden Hausanschluss
das Anwesen mit Strom zu versorgen. Dies ergibt sich bereits aus dem Anschlussver-
trag, in dem es ausdrücklich heißt, dass „sich der Verknüpfungspunkt und der Ort
der Zählung auf Ihrem Grundstück [d. h. auf dem der Anspruchstellerin] befindet.“
Zwar handelt es sich hier um den Neubau einer Leitung, was auf den ersten Blick
dafür sprechen könnte, dass es sich gar nicht um den Ausbau eines bestehenden Net-
zes handelt, weil „Ausbau“ begrifflich voraussetzt, dass etwas Vorhandenes verändert
wird. Jedoch besteht im vorliegenden Fall die Besonderheit, dass das neuverlegte Ka-
bel die bestehende Niederspannungsleitung, welche im Zuge der Netzanbindung
der Fotovoltaikanlage stillgelegt wurde und welche bis dahin zur allgemeinen Ver-
sorgung genutzt wurde, ersetzt. Funktional handelt es sich somit bei dem Erdkabel
um einen Ersatz für die stillgelegte Versorgungsleitung und folglich um eine Maß-
nahme im Netz der Anspruchsgegnerin. Der Sachverhalt ist letztlich nicht anders zu
6Einschränkend BGH, Urt. v. 01.10.2008 – VIII ZR 21/07, http://www.bundesgerichtshof.de, zuletzt
besucht am 22.10.2008, wonach dem Eigentum jedenfalls dann keine maßgebliche Bedeutung zu-
kommt, wenn der Netzbetreiber das Eigentum nicht beansprucht hat, ihm dieses vielmehr ungewollt
zugefallen ist. Hier hat die Anspruchsgegnerin indes das Eigentum vertraglich für sich beansprucht,
so dass die vorgenannte Einschränkung des BGH nicht zum Tragen kommt.
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beurteilen, als wenn – angenommen, dies wäre technisch und wirtschaftlich günsti-
ger gewesen – die Parteien vereinbart hätten, die bestehende Freileitung zu verstär-
ken, was unstreitig – wie sich u. a. aus den Angebotsvarianten 2 und 3 ergibt – als
Netzausbau einzustufen gewesen wäre. Dafür spricht ferner die freiwillige vertragli-
che Übernahme des Eigentums und der Unterhaltslast für die neuerrichtete Leitung
durch die Anspruchsgegnerin. Dies deutet darauf hin, dass die Anspruchsgegnerin
sich zumindest die Möglichkeit offenhalten will, auch andere Anschlussnehmer nie-
derspannungsseitig über das neuverlegte Kabel anzuschließen und andere Anschluss-
nutzer darüber zu versorgen. Dementsprechend hat sich die Anspruchsgegnerin in
der Beschreibung der Variante 1 auch ausdrücklich vorbehalten, dass „nach Herstel-
lung des Hausanschlusses weitere Anschlüsse“ hinzukommen können. Zwar wird
gemäß § 10 Abs. 6 AVBEltV7 – auf den die Anspruchsgegnerin in diesem Zusam-
menhang verweist – erst nach dem Hinzukommen weiterer Anschlussnehmer die
Leitung zum Bestandteil des Verteilungsnetzes im Sinne der AVBEltV, doch hat dies
auf die Bestimmung des Netzes der allgemeinen Versorgung im Sinne des EEG kei-
nen Einfluss.8 Vielmehr handelte es sich hier sowohl bei der stillgelegten Leitung
als auch bei dem diese Leitung ersetzenden Erdkabel um zum Netz der allgemeinen
Versorgung gehörende Stichleitungen, deren Ausbau dem Netzausbau zuzurechnen
ist.9

7Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Elektrizitätsversorgung von Tarifkunden vom
21.06.1979, BGBl. I S. 684, mit Wirkung vom 08.11.2006 außer Kraft gesetzt durch Art. 4 der Ver-
ordnung zum Erlass von Regelungen des Netzanschlusses von Letztverbrauchern in Niederspannung
und Niederdruck vom 01.11.2006, BGBl. I S. 2477.

8So ausdrücklich BGH, Urt. v. 10.11.2004 – VIII ZR 391/03, http://www.bundesgerichtshof.de, S. 10 f.,
zuletzt besucht am 01.04.2009.

9Vgl. OLG Celle, Urt. v. 12.01.2006 – 20 U 34/05, S. 5, http://app.olg-
ol.niedersachsen.de/efundus/volltext.php4?id=4156&ident=, BGH, Urt. v. 10.11.2004 – VIII ZR
391/03, Leitsätze 1 und 2 und S. 8 ff., http://www.bundesgerichtshof.de; BGH, Urt. v. 28.03.2007
– VIII ZR 42/06, http://www.bundesgerichtshof.de, jeweils zuletzt besucht am 22.10.2008. –
Zur Abgrenzung von Netzanschluss und Netzausbau bei der Verstärkung einer vorhandenden
Stichleitung siehe auch Clearingstelle EEG, Votum v. 19.09.2008 – 2008/14, http://www.clearingstelle-
eeg.de/votv/2008/14.
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Unstreitig ist die technische Eignung des Netzes für die Abnahme des Stroms erst
durch den Neubau der Leitung erreicht geworden.

Dass der Netzausbau vorliegend wirtschaftlich unzumutbar ist, ist von der An-
spruchsgegnerin nicht vorgetragen worden. Zwar handelt es sich bei der wirtschaft-
lichen Zumutbarkeit um einen unbestimmten Rechtsbegriff, der vollumfänglich der
Überprüfung zugänglich ist.10 Jedoch gilt auch insoweit der Beibringungsgrundsatz,
als die Parteien die wirtschaftliche (Un-)Zumutbarkeit zumindest geltend machen
und den wesentlichen Tatsachenstoff, der aus ihrer Sicht zur (Un-)Zumutbarkeit füh-
re, darlegen und ggf. beweisen müssen.

2.2.2 Vertragliche Kostentragungsvereinbarung

Eine vertragliche Vereinbarung, wonach hier – abweichend von der gesetzlichen Re-
gel des § 13 Abs. 2 Satz 1 EEG 2004 – die Anspruchstellerin die Kosten des Netzaus-
baus zu tragen hätte, liegt nicht vor.11 Die in dem ersten Angebot der Anspruchs-
gegnerin enthaltene Kostentragungsvereinbarung war unstreitig nicht Gegenstand
des schließlich geschlossenen Vertrages. Auch kommt nicht in Betracht, eine kon-
kludente Kostenübernahmevereinbarung in der Zahlung der Anspruchstellerin zu
sehen, weil diese ausdrücklich unter den Vorbehalt der Nachprüfung gestellt wur-
de. Zwar reagierte die Anspruchsgegnerin nicht mehr ausdrücklich auf diesen erst
von der Anspruchstellerin handschriftlich ergänzten Vorbehalt, was als neues Ange-
bot der Anspruchstellerin zu werten ist (§ 150 Abs. 2 BGB); jedoch nahm die An-
spruchsgegnerin das neue Angebot der Anspruchstellerin – inklusive Vorbehalt –
den Umständen nach durch die Verlegung des Kabels an (§ 151 BGB), so dass wirk-
sam vereinbart wurde, die Kostentragung nachträglich prüfen zu lassen.

2.2.3 Bereicherungsrechtliche Abwicklung

Die Anspruchstellerin hat gegen die Anspruchsgegnerin einen Anspruch auf Erstat-
tung der geleisteten Zahlung i. H. v. [12 000,00 e], weil nach dem Vorstehenden die
Anspruchsgegnerin zur Kostentragung verpflichtet ist und die Anspruchstellerin so-
mit ohne rechtlichen Grund gezahlt hat, § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB. Gründe,
10Vgl. Clearingstelle EEG, Votum v. 19.09.2008 – 2008/14, http://www.clearingstelle-

eeg.de/votv/2008/14.
11Unter Geltung des EEG 2004 konnte von der Kostenregelung des § 13 EEG 2004 durch indivi-

dualvertragliche Vereinbarung abgewichen werden, s. BGH, Urt. v. 27.06.2007 – VIII ZR 149/06,
http://www.bundesgerichtshof.de, zuletzt besucht am 01.04.2009.
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die hier gegen die bereicherungsrechtliche Rückabwicklung sprechen könnten, sind
weder vorgetragen worden noch ersichtlich.

Beschluss

Gemäß § 29 Nr. 1 VerfO ist das Verfahren mit dem Votum der Clearingstelle EEG
beendet.

Dr. Lovens Lucha Puke
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